
Für das Nachschlagewerk} ja 
Für die Sammlung; nein
Für die Fachpresse; ja

Gesetz; § 157 BGB; Regelungsgesetz Art. 151 

Leitsätze;

Ist dem Allgestellten einer Aktiengesellschaft durch Vertrag 
die volle Angleichung an die Rechtsstellung eines Beamten ge 
gehen, so kann die nach § 157 BGB notwendige ergänzende Ver­
tragsauslegung dazu führen, daß auf das Rechtsverhältnis die 
Grundsätze des Regelungsgesetzes zu Art. 131 GG anzuwenden 
sind.
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Aktenzeichen; 1 AZR 155/55
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


r

IJkZR 135/55
Ber.Reg.Ur.
IV 292/53 (München)

Verkündet 
am 7o Dezember 1956
gez. Mißler, Angest
als U rkundsb e amt er 
der Geschäftsstelle

140
Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 7. Dezember 1956 durch 
den Präsidenten Professor Dr. ETipperdey, die Bundesrich­
ter Dm König und D m  Poelmann und die Bundesarbeits­
richter Lübbe und Dr. Losacker für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts München 
vom 4. Februar 1955 - Ber.Reg.Um IV 
232/53 - aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung an das Be­
rufungsgericht zurückverwie sen.

-  2 -
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Tatbestand

Der Kläger wurde durch Vertrag vom 30. April 1942 mit 
Wirkung vom 15. Januar 1942 von der Beklagten angestellt. Er 
war damals pommerscher Provinzialbaurat und im Angestellten­
verhältnis bei der Obersten Baubehörde in München tätig. In 
den für dieses Verfahren wesentlichen Bestimmungen des Dienst­
vertrags heißt es5

"§ 6
Sie und Ihre Hinterbliebenen haben gegenüber der Gesell­schaft Anspruch auf Versorgung sbeziige (Unfall für sorge, Ruhe­

gehalt, im Todesfall Fortzahlung der Bezüge während der drei 
auf den Sterbemonat folgenden Monate, Witwen- und Waisengeld 
usw„) in derselben Höhe und nach denselben Grundsätzen, wie 
es ira Reichsdienst der Pall sein würde, und zwar unter Zugrun­
delegung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge eines Reichsbeam­
ten der Besoldungsgruppe A 2 c 1 (Regierungsbaurat) mit einem 
Besoldungsdienstalter beginnend am 16«, Juni 1936 und einer ru­
hegehaltfähigen Dienstzeit, die die von Ihnen in mittelbaren 
Reichsdienst erworbene ruhegehaltfähige Dienstzeit und im An­
schluß daran die weitere Dienstzeit bei der Gesellschaft um­
faßt. Von dem (durch den Vorstand festzustellenden) Zeitpunkt 
ab, in dem Sie bei Verbleiben in mittelbaren Reichsdienst in 
eine höhere Besoldungsgruppe befördert worden wären, werden 
der Berechnung Ihrer Versorgungsbezüge anstelle der genannten 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge die ruhegehaltfähigen Dienstbe­
züge der höheren Besoldungsgruppe - unter entsprechender Anwen­
dung der beamtenrechtlichen Vorschriften über die Bestimmung 
des Besoldungsdienstalters im Beförderungsfalle - zugrunde ge­
legt werden. Hinsichtlich Ihrer Ansprüche auf Wartegeld nach 
Lösung Hires Dienstverhältnisses durch Kündigung sind aus­
schließlich die §§ 9 und 10 maßgebend.

§ 9
Kündigt Ihnen die Gesellschaft aus einem Grund, der bei einem Reichsbeamten auf Lebenszeit weder eine Kürzung noch ei­

ne Entziehung des Gehalts zur Folge hätte, so gewährt Ihnen 
die Gesellschaft Wartegeld in derselben Höhe und (soweit in 
den §§ 9 und 10 nicht anderes bestimmt ist) nach denselben 
Grundsätzen, wie es im Reichsdienst der Fall sein würde, un­
ter Zugrundelegung der nach § 6 Abs. 1 für die Berechnung der 
Versorgungsbezüge maßgebenden Besoldungsgruppe und -stufe. 
Kündigt die Gesellschaft aus einem Grund, der bei einem 
Reichsbeainten auf Lebenszeit (im Dienststrafverfahren) eine 
Kürzung des Ruhegehaltes zur Folge hätte, so gewährt Ihnen die
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Gesellschaft Ruhegehalt nach § 6 unter entsprechender Kürzung seines Betrages»
Kündigt Ihnen die Gesellschaft aus einem Grund, der bei einem 
Reichsbeamten auf 'Lebenszeit (im Dienststrafverfahren) zur Ent­
fernung aus dem Dienst unter Entziehung der Yersorgungsrechte 
führen würde, so stehen Ihnen Ansprüche auf weitere Leistungen 
der Gesellschaft nicht zu»
Kündigen Sie selbst aus Anlaß von Umständen, die innerhalb der 
Gesellschaft liegen und unter denen Ihnen das Verbleiben im 
Dienst der Gesellschaft nicht mehr zugemutet werden kann, so 
gewährt Ihnen die Gesellschaft Wartegeld nach Abs» 1»
Kündigen Sie aus einem anderen Grund, so stehen Ihnen Ansprüche 
auf weitere Leistungen der Gesellschaft nicht zu»11

Der Kläger hatte, als er am 15» Januar 1942 bei der Be- • 
klagten eintrat, folgenden beruflichen Werdegang hinter sich;
Er erlernte im Anschluß an den Besuch der Volksschule von 1914 
bis 1917 das Schlosserhandwerk. Rach längerer Tätigkeit als 
Schlossergehilfe auf verschiedenen Spezialgebieten besuchte er 
1922/23 zwei Semester lang die Werkmeisterschule des Techni­
kums Hildburghausen/Thür. Außerdem legte er die Meisterprüfung 
im Kraftfahrzeug-Mechaniker-Beruf sowie die Fahrlehrerprüfung 
aller Klassen ab»

Vom Jahre 1930 ab betätigte e.r sich beruflich immer an 
der Seite M m & , des späteren Vorstandsvorsitzenden
der Beklagten. FflittNfe» wiederum nahm seinen beruflichen Auf­
stieg an der Seite seines Schwiegervaters, des späteren Gau­
leiters und Oberpräsidenten von Pommern, 00wie
des Garleiters und Innenministers V/^pse» in München» So
war der Kläger ab 1» April 1930 zunächst Fahrlehrer in der 
Fahrschule M  FlWWfriilij in CtiBäBt» nachdem
Oberbürgermeister und MfSt» FdHMMr St ad trat von gewor­
den waren, wurde der Kläger am 1. September 1933 technischer 
Angestellter der Stadt das blieb er bis 7» November
1935» In der Zeit, als pommerscher Gauleiter
war, wurde FdfegäÄS- Provinziallandesbaurat und der Kläger
mit Wirkung vom 23» Juni 1930? unter Berufung in das Beamten­
verhältnis auf Lebenszeit, Landesbauinspektor der Provinzial-
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Verwaltung Pommern. Innerhalb dieser Verwaltung erfolgte am 
9. November 1937 seine Beförderung zum Londesbauoberinspektor 
und am 20. August 1938 2um Landesbauamtmann»

Nachdem F^HSBei zunächst als Ministerialrat und spä­
ter als Ministerialdirektor Leiter der Obersten Baubehörde beim 
Bayer. Staatsministerium des Inneren geworden war, wurde der 
Kläger zur Dienstleistung bei dieser Behörde am 1. Oktober 1938 
zunächst von seinem pommerschen Dienstherrn beurlaubt und am 
31. August 1939 entlassen. Er versuchte dann, seine Übernahme 
als Beamter in den bayerischen Staatsdienst bei der Obersten 
Baubehörde zu erreichen, jedoch ohne Erfolg. girtfffftwtra 
hob daraufhin die Entlassungsverfügung vom 31. August 1939 auf 
und ernannte den Kläger am 30. Juni 1940 rückwirkend ab 16. Ju­
ni 1939 zum Provinzialbaurat. Die Beurlaubung zur Dienstlei­
stung bei der Obersten Baubehörde in München wurde weiterhin 
aufrechterhalten. Zur gleichen Zeit wurden die Bezüge des Klä­
gers als Angestellter der Obersten Baubehörde entsprechend dem 
Bauratsgehalt aufgebessert.

Im Eebruar 1940 wurde fMHfe neben seiner Tätig­
keit als Leiter der Obersten Baubehörde Vorstandsvorsitzender 
bei der Beklagten. Im August 1941 schied er als Leiter der 
Obersten Baubehörde aus, behielt aber seine Generaldirektor­
position bei der Beklagten bei. Mit Vertrag vom 30. April 1942 
erfolgte dann die bereits eingangs erwähnte Übernahme des Klä­
gers in die Dienste der Beklagten, aus denen er mit Schreiben 
vom 25. Juni 1945 auf Grund einer Anordnung der Militärregie­
rung entlassen wurde.

Politisch hat sich der Klager nach seinen Angaben im 
Personalbogen vom Januar 1927 bis Juni 1932 als Stahlhelmer, 
ab Juli 1932 als Mitglied der NSDAP und daneben in den ver­
schiedensten Organisationen der Partei betätigt. Nach erfolg­
ter Entnazifizierung im Jahre 1948 betrieb der Kläger ab 1949 
seine Wiedereinstellung bei der Beklagten und machte seine
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angeblichen sonstigen Rechte aus dem Dienstvertrag vom 30. 
April 1942 geltend. Da sich die Beklagte ablehnend.verhielt, 
erhob er am 25. September 195'! Klage zum Arbeitsgericht Mün­
chen mit dem Antrag:
1. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger wiedereinzustel- 

len und ihn bei den im Bau befindlichen oder neu zu er­
stellenden Kraftwerken odez* Bauvorhaben als Maschinenfach­
mann, und zwar mit der Überwachung von Montagen unter Ein­
haltung von Terminen und eventuell später mit der Betriebs­
leitung oder mit Werkschutzaufgaben zu beschäftigen.

2. Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger bis zur Wieder­einstellung Übergangsgehalt gemäß § 37 des Bundesgesetzes 
zu Art. 13'i des Grundgesetzes zu gewähren.

3. Es wird festgestellt, daß dem Kläger die Versorgungsrechte nach den Bedingungen des Dienstvertrages vom 30. April 1942 
zustehen.

4. Die Beklagte wird verurteilt, die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Durch Urteil des Arbeitsgerichts München wurde die Klage 
im vollen Umfange abgewiesen. Rach Auffassung jenes Gerichts 
war das Vertragsverhältnis nach den Grundsätzen des Gesetzes 
zu Art. 131 GG zu behandeln. Das sei bei der Art des Vertrages 
durchaus naheliegend und besonders aus der Tatsache zu fol­
gern, daß der Dienstvertrag im großen und ganzen dem Kläger 
die Rechte eines vergleichbaren Reichsbeamten habe sichern 
wollen. Das Arbeitsgericht ist jedoch zu einer Verneinung der 
Ansprüche gekommen, insbesondere auch weil die 10-jährige 
Dienstleistung des § 2 der 3« Durchführungsverordnung zum Re- 
gelmigsgesetz nicht vorausgegangen, sondern nur 8 V2 anrech­
nungsfähige Dienstleistungsjahre des Klägers als Beamter be­
standen hätten. Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung 
eingelegt mit dem eingeschränkten Antrag, wonach festgestellt 
werden möge, daß dem Kläger die Versorgungsrechte nach den 
Bedingungen des Dienstvertrages vom 30. April 1942 zustehen. 
Die Berufung des Klägers hat das lendesarbeitsgericht München 
als unbegründet zurückgewiesen, und zwar deswegen, weil die 
Geltendmachung der Versorgungsrechte aus dem Vertrage vom
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*

30. April 1942 sich als unzulässige Rechtsausubung gemäß 
§ 242 BGB darstelle. Ihr sei daher der Rechtsschutz zu versa- 
gen» Hiergegen wendet sich die dem Streitwert (9.000,—  DM) 
nach zulässige Revision des Klägers» Die Beklagte bittet um 
Zurückweisung der Revision»

Entseheidungsgründe

Die Revision erhebt eine Yerfahrensrüge in der Richtung, 
daß auf Seite 3 des Tatbestandes des Urteils des Landesar- 
beitsgerichts festgestellt werde, jfeM&fe FtfMNpi habe seinen 
beruflichen Aufstieg an der Seite seines Schwiegervaters, des

.   * ipr *t*c- x+m»— * *

späteren Gauleiters und Oberpräsidenten von Pommern, S#MOta»~ 
dtittng?, genommen» Biese Peststellung finde in dem Urteil kei­
ne nähere Begründung. Sie sei auch falsch, weil P#6b8B& mit

überhaupt nicht verwandt gewesen sei» Bie Ver­
fahrensrüge kann dahingestellt bleiben, denn das Urteil be­
ruht nicht auf ihr» Bie angebliche Verwandtschaft ist für die 
Entscheidung selbst unwesentlich. Ferner ist auch diejenige 
Verfahrensrüge unerheblich, die an die Feststellung des Lan- 
desarbeitsgerichts anknüpft, daß der Kläger für die Provinz 
Pommern keine nennenswerte Leistung erbracht habe, mit dem 
Hinweis, daß diese Feststellung ohne jegliche Beweiserhebung 
auf Grund des ungeprüften Vortrages der Beklagten getroffen 
sei. Benn die weitere Feststellung des Landesarbeitsgerichts, 
daß der Kläger für die Beklagte praktisch keinerlei Leistung 
erbracht habe, beruht nicht hierauf, sondern auf weiteren 
selbständigen Feststellungen, die sich aus der Vernehmung von 
Zeugen ergeben» Bas gleiche gilt, soweit das Landesarbeitsge­
richt keine Feststellungen darüber getroffen hat, daß zuerst 
in Pommern, nämlich in Röstin, ein Unterwasserkraftwerk er­
richtet wurde, und daß der Kläger sich dort bewährt habe. Fest­
stellungen hierüber sind für die Entscheidung deswegen nicht 
von tragender Bedeutung, weil sich daraus nicht ohne weiteres 
ergibt, daß der Kläger kein eigentliches Arbeitsgebiet bei der
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Beklagten gehabt hat» Soweit also Verfahrensrügen geltend ge­
macht werden, sind sie unbegründet»

In der Sache selbst hat zwar das Landesarbeitsgericht 
über den besonderen Charakter der AG keine
Feststellungen getroffen» Ir ergibt sich aber aus den in be­
zug genommenen und insoweit streitlosen schriftsätzlichen Lar 
legungen» Danach ist die Beklagte eine Aktiengesellschaft im 
ausschließlichen Besitz der öffentlichen Hand» Trotz ihrer 
privatrechtlichen Form ist sie nicht nur mit privatrechtli- 
chen Aufgaben betraut, sondern auch mit hoheitsrechtlichen 
Funktionen» Die Gründung der AG beruht auf
dem Main-Donau-Staatsvertrag, der am 13. Juni 1921' zwischen 
dem Reich und den Ländern Bayern und Baden abgeschlossen wor­
den ist» In Ausführung dieses Staatsvertrages wurde der 
Ri»iriliwllia&ĵ 8MBW» AG in einem Konzessionsvertrag vom 30» De­
zember 1921 vom Reich und den Ländern Bayern und Baden der 
Ausbau der Reichswasserstraßen am Main und an der Donau über­
tragen» Ein Bauvertrag vom Jahre 1922 unterstellte die staat­
lichen Reubauämter, soweit sie sich mit dem Ausbau dieser 
Reichswasserstraßen befaßten, der Rjffäsiiliâ  ̂ AG» Der
Ausbau besieht sich teils auf Schleusen und Wehre, teils auf 
Kraftwerksanlagen» Die Erbauung von Schleusen und Wehren 
trägt hoheitsrechtlichen Charakter, während der Bau von Kraft 
Werksanlagen auf privatrechtlicher Grundlage geschieht.» 1938 
erschien das Rhein-Main-Donau-Gesetz und eine Durchführungs­
verordnung (RGBl» 38, II, 149 und 281), die bestimmten, daß 
die AG die Schiffahrtsanlagen am Main und an
der Donau im Kamen des Reichs und direkt mit Mitteln des 
Reichshaushalts als sogenannter Ausbauunternehmen baute» Das 
Verhältnis zu den Bauämtern blieb das gleiche wie bisher» 
Schließlich wurde die AG im Jahre 1939 be­
auftragt, die reichseigene Staustufe an der Donau bei Ybbs- 
Persenbeug auszubauen, und zwar ebenfalls mit Reichshausha.lts 
mittein» Diese Baustelle liegt in Österreich, also außerhalb 
des eigentlichen und ursprünglichen Aufgabenbereichs der
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RftSiJiSl'iumiitftm}fiSfc* AG. Dort war eine Baudirektion als Reichsbe­
hörde. Irotzdem Bandelte' die 7-1 AG Bei diesem
Bauauftrag wiederum in Vertretung des ReicBs und war dabei je­
ner Baudirektion vorgesetzt. Diese tatsächlichen und streitlö­
sen vom Urteil des landesarbeitsgerichts in bezug genommenen 
Ausführungen legen zunächst die Präge nahe, ob die Beklagte un-• 
ter das Regelungsgesetz zu Art. 131 GG fällt. Da die Beklagte 
keine Gebietskörperschaft ist, kommt eine unmittelbare Anwen­
dung des Gesetzes nach seinem Wortlaut nur infrage, wenn sie 
zu den in Anlage A zu § 2 Abs. 1 aufgeführten Stellen gehört.
Das ist auch nach der Neufassung dieser Anlage auf Grund der ’
7. Durchführungsverordnung vom 1. Juli 1953 nicht der Pall.

Run hat allerdings der Dritte Senat in seinem Urteil vom 
23» Oktober 1956 entschieden, daß unter das Gesetz zu Art. 131 
GG auch kommunale Versorgungsbetriebe fallen, wobei es keinen 
Unterschied macht, ob sie in einem Eigenbetrieb oder in einer 
Eigengesellschaft, d.h, etwa in der Porm einer Aktiengesell­
schaft, Gesellschaft mit beschränkter Haftung etc., betrieben 
werden. Allerdings beschränkt das angeführte Urteil sich nur 
auf Versorgungsbetriebe der Gemeinden. Zu der Präge, ob eine 
noch v/eitere Ausdehnung erfolgen kann, nimmt es keine Stellung. 
In den Gründen wird ausgeführt, daß das Gesetz zu Art. 131 GG 
auch im Zusammenhang mit der Kontrollratsdirektive Nr» 24 be­
treffend die Entfernung von Nationalsozialisten gesehen werden 
müsse» Doch soll damit' offenbar einer noch weiteren Ausdehnung 
nicht das Wort geredet werden, denn die vorhergehenden Gründe 
bringen klar zum Ausdruck, daß eine Anwendung des Regelungsge­
setzes auf kommunale Versorgungsbetriebe, auch wenn sie die 
Form einer handelsrechtlichen Gesellschaft haben, eben auf dem 
Begriff des kommunalen Versorgungsbetriebes selbst beruht» Ein 
solcher Versorgungsbetrieb liegt hier nicht vor. Zwar ist auch 
die Bereitstellung und der Betrieb von Verkehrsmitteln als Ver­
sorgung anzusehen. Um die Bereitstellung und den Betrieb sol­
cher Verkehrsmittel selbst handelt es sich aber nicht, sondern 
um eine Schiffbarmachung und -erhaltung von Wasserstraßen.
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4 h Ck .t A. V

Soweit Kraftwerksanlagen in Betracht kommen, Besteht die Ver­
sorgung nicht in einem gemeindlich beschränkten Gebiet, son­
dern in einer übergemeindlichen Abgabe von Strom» Eine unmit­
telbare Anwendung des Gesetzes zu Art» 131 GG kommt daher 
auch unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Britten 
Senats nicht in Betracht»

Das Landesarbeitsgericht hat die Präge geprüft, ob eine 
Anwendung des Regelungsgesetzes im Wege einer Vertragsausle­
gung möglich sei und dies verneint, v/eil dem beiderseitigen 
Willen eine Einbeziehung der besonderen durch den Zusammen­
bruch eingetretenen Entwicklung nicht entsprochen hätte. Die 
Parteien hätten nur an die normale Entwicklung des Beamten­
rechts und der Rechtsstellung der Beamten gedacht und für 
solche Fälle beamtenrechtliche Grundsätze zugrunde legen wol­
len» Biese Ausführungen zeigen, daß das Berufungsgericht den 
Begriff der ergänzenden Vertragsauslegung verkannt hat» Es 
hat nicht berücksichtigt, daß es nach § 157 BGB die Aufgabe 
des Richters ist, Lücken im Vertrag, die erst nachträglich 
als Folgen des weiteren Verlaufs der Binge sich ergeben ha­
ben, auszufüllen» Babei ist- von dem Sinn und Zweck des Ver­
trages auszugehen und dem mutmaßlichen Parteiwillen in der 
Weise Rechnung zu tragen, daß zu prüfen ist, wie die Parteien 
als redliche und verständige Vertragsparteien ihren Vertrag 
gestaltet hätten, wenn ihnen die Lücke im Vertrag bewußt ge­
wesen wäre» Babei muß sich der Richter gerade die Ausnahme- 
Verhältnisse vorstellen und von diesen ausgehen, Bas hat der 
Berufungsrichter nicht getan. Die ergänzende Auslegung ist 
vom Revisionsgericht nachzuholen, soweit der festgestellte 
Sachverhalt es ermöglicht» Bei ihr ist davon auszugehen, was 
die Parteien nach freu und Glauben unter den veränderten Um­
ständen und bei Berücksichtigung des allgemeinen Vertrags­
zweckes vereinbart hätten. Im vorliegenden Fall Ist nach 
Sinn und Zweck der §§ 6 und 9 des Vertrages offensichtlich, 
daß dem Kläger, der aus dem Beamtenstand kam, auf dem Wege 
des Vertrages, soweit es mit diesem Mittel zu erreichen war,
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die gleiche Rechtsstellung hei der Beklagten gegeben werden 
sollte, wie er sie als Beamter hatte und weiter gehabt hätte<> 
Denn die genannten Vertragsbestimmungen, regeln bis in alle 
Einzelheiten die Angleichung der Rechtsstellung des Klägers 
an das Beamtenverhältnis« Prüft man, was die Vertragspartei­
en redlicherweise abgemacht hätten,so kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Leistungspflicht der Beklagten ihre Gren­
zen mit Rücksicht auf die vorgestellte veränderte Lage durch 
die allgemeine Zweckrichtung des Vertrages .finden muß, näm­
lich den Kläger einem Beamten völlig gleichzustellen« Daraus 
ergibt sich aber, daß es keine Vergewaltigung des Farteiwil- 
lens ist, vielmehr durch die Grundsätze einer gerechten Ver­
tragsergänzung geboten wird, das Vertragsverhältnis zwischen 
den Parteien entsprechend den für die Beamten maßgebenden 
Prinzipien des 131er-Gesetzes zu ergänzen« Weil die allgemei­
ne Zweckrichtung des Vertrages dahin ging, dem Kläger die - 
wie auch immer zunächst erworbenen - Beamtenrechte so - aber 
auch nur so - zu erhalten, wie sie ihm verblieben wären, wenn 
er Beamter geblieben wäre, muß der Kläger auch die Bestimmun­
gen des Regelungsgesetzes gegen sich gelten lassen« Dabei 
kommt in erster Linie in Betracht, ob der Kläger überhaupt 
eine anrechnungsfähige Dienstzeit von 10 Jahren nach § 2 der 
3« Durchführungsverordnung aufweisen kann (was das Arbeitsge­
richt verneint hat)« Hierzu fehlen noch Feststellungen des 
Landesarbeitsgerichts, das von seinem Standpunkt aus auf die 
Frage nicht einzugehen brauchte» Sollte der Kläger 10 anrech­
nungsfähige Dienstjahre nach der genannten Durchführungsver­
ordnung zurückgelegt haben, so wird das Landesarbeitsgeficht 
weiter zu prüfen haben, ob nicht § 7 des Regelungsgesetzes 
für den Kläger zutrifft« Aus diesen Gründen mußte die ange- 
fochtene Entscheidung aufgehoben und der Rechtsstreit zur '//ei­
teren Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen werden«

Dr» Poelmann Dr» König
Dr» Losacker

gez« Hipperdey
Lübbe
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